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Gemeinderatsfraktion Herrenberg 

23.07.2019  

 

Berichts-Antrag (§24(3) GemO, GO §4(1) 

§8 PBefG Barrierefreie Haltestellen 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Thomas Sprißler, 

Die Fraktion Bündnis90/Die Grünen bittet Sie, den Gemeinderat darüber zu unterrichten, ob 
die notwendigen Maßnahmen eingeleitet worden sind, um die in §8 Abs. 3 PBefG geforderten 
barrierefreien Haltestellen bis zum 01.01.2022 sicherzustellen. 

1. Hat die Stadtverwaltung ein Kataster mit den öffentlichen Haltestellen des ÖPNV vor, deren Stra-
ßenbaulastträger sie ist, angelegt mit Angaben zu 

a) Art der Haltestelle, Infrastruktur, Zahl der täglichen Fahrten  
b) Inwieweit Anforderungen von §8 Abs. 3 PBefG1 bereits heute erfüllt sind. 
c) Ob die Haltestelle einen barrierefreien Zuweg hat. 
d) Zur Zeitschiene für die Haltestellen, die gemäß §8 Abs.3 PBefG ertüchtigt werden sollen. 
e) Haltestellen, für die begründete Ausnahmen geltend gemacht werden sollen. 

2. Welche Haushaltsmittel sind notwendig, um die nicht den Anforderungen der Barrierefreiheit 
nach dem PBefG entsprechenden Haltestellen zu ertüchtigen?  

3. Ist vorgesehen das bestehende Verkehrskonzept IMEP, das bislang die Anforderungen an barrie-
refreie Haltestellen nicht thematisiert, zu erweitern, damit die Voraussetzung für die anteilige 
Förderung nach dem LGVFG (Landesgemeindeverkehrsfördergesetz) geschaffen werden. Besteht 
die Absicht, Anfang 2020, wenn der Fördertopf um 155 Mio Euro auf 320 Mio Euro aufgestockt 
worden ist, nach dem Fördertatbestand „Barrierefreie Erschließung und Andienung der Halte-
stellen sowie optimierter Fahrgastwechsel (Ein- und Ausstieg)“ unter Punkt 4.1. der Anlage 7g 
zur Richtlinie zur VwV-LGVFG Fördermittel vom Land Baden-Württemberg zu beantragen.  

4. Wird das Ziel verfolgt, das Haltestellenkataster mit Angaben zu Barrierefreiheit und mit einge-
pflegten Echtzeit-Abfahrtszeiten in der vorgesehene Digitalplattform der "Modellstadt Saubere 
Luft" zu hinterlegen. 

Begründung 

Wichtiger Bestandteil der ausstehenden Verkehrswende ist der ÖPNV. Für das Erreichen der Klima-
schutzziele auf dem Sektor Verkehr ist eine Verdoppelung des Anteils ÖPNV an den täglichen Wegen 
erforderlich. Dafür ist es notwendig, dass jeder den ÖPNV ohne Zuhilfenahme einer weiteren Person 
nutzen kann. Der Gesetzgeber hat 2013 den §8 (3) PBefG eingeführt: „Der Nahverkehrsplan hat die Be-
lange der in ihrer Mobilität oder sensorisch eingeschränkten Menschen mit dem Ziel zu berücksichti-
gen, für die Nutzung des öffentlichen Personennahverkehrs bis zum 1. Januar 2022 eine vollständige 
Barrierefreiheit zu erreichen.“ Dieses Ziel ist eine wesentliche Voraussetzung für den Ausbau des ÖPNV 
in Zeiten des demographischen Wandels. 

Damit die Stadt Herrenberg ihrer allgemeinen Vorbildfunktion beim Klimaschutz nach §7 des Gesetzes 
zur Förderung des Klimaschutzes in Baden-Württemberg gerecht wird, ist der Umbau von Haltestellen 
mit hoher und mittlerer Priorität zu barrierefreien Haltestellen möglichst bis zum 01.01.2022 zu reali-
sieren. 

Für die Fraktion 

Dr. Heike Voelker 

 
1 PBefG: Personenbeförderungsgesetz 


